
3} Soll über die Beschwerde auf Grund von Umständen 
entschieden werden, die in dem angegriffenen Beschluß 
noch nicht berücksichtigt sind, so ist dem Anmelder und 
der Prüfungsstelle zuvor Gelegenheit zu einer Äußerung 
zu geben.

§ 28
1) Die Pmfungsistelle und die Beschwerdespruchstelle 

können jederzeit den Patentamnel'der laden uüd an­
hören, die Vernehmung von Sachverständigen anordnen 
sowie andere zur Aufklärung der Sache erforderliche Er­
mittlungen anstellen. Bis zum Beschluß über die Ertei­
lung des Patents bzw. bis zur Entscheidung der Be- 
schweidespruch'Steile ist der Patentanmelder auf Antrag 
zu hören. Hierüber ist eine Niederschrift zu fertigen, 
von der die Beteiligten eine Ausfertigung erhalten.

2) In dem Beschluß der Prüfungsstelle bzw. in der Ent- 
scheidüng der Beschwerdespruchstelle kann das Patent­
amt nach freiem Ermessen bestimmen, inwieweit einem 
Patentanmelder die durch die Hinzuziehung eines Sach­
verständigen oder anderweitige Ermittlungen verursach­
ten Kasten zur Last fallen.

§ 29
1) Genügt die Anmeldung den vorgeschriebenen An­

forderungen (§§ 5 und 23) und erachtet die Prüfungs­
stelle bzw. die Beschwerdespruchstelle die Anmeldung 
für patentfähig, so Wird das Patent erteilt.

2) Ist das Patent erteilt, so ist der Name des Erfinders 
und gegebenenfalls seines Rechtsnachfolgers im Patent­
blatt einmal zu veröffentlichen und in der Patentschrift 
anzugeben.

3) Die Nennung des Erfinders unterbleibt, wenn der 
Erfinder es beantragt. Der Antrag kann jederzeit wider­
rufen weiden; im Falle des Widerrufs wird der Erfinder 
im Patentregister nachträglich vermerkt.

4) Auf Antrag des Patentanmelders kann die Ausgabe 
der Patentschrift auf die Dauer von drei Monaten aus­
gesetzt werden. Die Aussetzung kann bei begründetem 
Antrag bis auf sechs Monate verlängert werden.

§ 30
Das Patentamt stellt dem Erfinder über die Erteilung 

des Patents eine Urkunde aus.

§ 31
1) Der Patentinhaber kann zur Vermeidung einer Nich­

tigkeitsklage bei der Spruchstelle für Patentberichtigun­
gen eine andere Fassung des Patentanspruchs, eine Er­
gänzung oder Änderung der Patentbeschredbung bean­
tragen. Dies gilt auch bei Zweifeln über den Schutz­
umfang des Patents.

2) Das Verfahren zur Berichtigung eines Patents wird 
nur auf Antrag des in das Patentregister eingetragenen 
Inhabers eingeleitet. Mit dem Antrag ist eine Begrün­
dung einzureichen, aus der die nach der Erteilung des 
Patents bekannt gewordenen Tatsachen ersichtlich sind, 
die eine Berichtigung rechtfertigen! diese Tatsachen sind 
glaubhaft zu machen.

§ 32
1) In der Spruchsteile für Patentberichtigungen können 

Mitglieder, die an der Erteilung des zu berichtigenden 
Patents beteiligt waren, mitwirken.

2) Die Spruchstelle für Patentberichtigungen kann von 
Amts wegeh Tatsachen berücksichtigen, die der Antrag­
steller nicht angeführt hat, muß diese aber dem Antrag­
steller zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen 
Frist vorher mitteilen.

3) Gegen den Beschluß, durch den der Antrag ganz 
oder teilweise abgewiesen oder durch den von dem An­
trag abgewicfaen wird, kann der Antragsteller innerhalb 
zweier Monate nach Zustellung Beschwerde erheben.

Für das Beschwerdeverfahren gelten die Vorschriften 
der Abs. 1 und 2 entsprechend.

§ 33
1) Nach Wirksamwerden des Beschlusses wird der 

Vermerk über die Berichtigung in das Patentregister 
(§ 22) und in die Patenturkunde eingetragen. Kann die 
Patentürkunde nicht beigebracht werden, so genügt die 
Eintragung in das Patentregister.

2) Von Anträgen und Verfahrensvorgängen sowie von 
Beschlüssen der Spruchstellen für Patentiberichtigungen 
und Entscheidungen der Beschwerdespruchstellen sind 
der Wirtschaftsabteilung des Patentamts Abschriften zu­
zuleiten. Der Antragsteller hat hierzu die erforderlichen 
Abschriften seiner Eingaben mit einzureichen.

§ 34
1) Das Verfahren auf Nichtigerklärung eines Patents 

wird nur auf Antrag eingeleitet, nachdem der Patent­
inhaber unter angemessener Fristsetzung und Nennung 
des dem Patent entgegenstehenden Materials zur Patent­
berichtigung ohne Erfolg aufgefordert worden ist.

(2) Im Falle des § 11 Abs. 1 Ziffer 3 ist nur der Ver­
letzte zu dem Antrag berechtigt.

(3) Der Antrag ist schriftlich an das Patentamt zu rich­
ten und hat die Tatsachen anzugeben, auf die er ge­
stützt wird.

(4) Wohnt der Antragsteller im Ausland, so hat er dem 
Antragsgegner auf dessen Verlangen Sicherheit wegen 
der Kosten des Verfahrens zu leisten. Das Patentamt 
setzt die Höhe der Sicherheit nach freiem Ermessen fest 
und bestimmt eine Frist, binnen welcher sie zu leisten 
ist. Wird die Frist versäumt, so gilt der Antrag als 
zurückgenommen.

§ 35
(1) Nachdem die Einleitung des Verfahrens nach § 34 

Abs. 1 verfügt ist, teilt das Patentamt dem Patentinha­
ber den Antrag mit und fordert ihn auf, sich darüber 
innerhalb zweier Monate zu erklären.

(2) Erklärt sich der Patentinhaber nicht rechtzeitig, so 
kann ohne Ladung und Anhörung der Beteiligten sofort 
nach dem Antrag entschieden und dabei jede vom An­
tragsteller behauptete Tatsache für erwiesen angenom­
men werden.

(3) Betrifft das Nichtigkeitsverfahren ein Wirtschafts­
patent, so ist die Wirtschaftsabteilung des Patentamts 
über die Einzelheiten des Verfahrens unterrichtet zu 
halten; sie kann sich in jedem Stadium des Verfahrens 
zur Sache äußern. Die Parteien des Verfahrens haben 
für die Wirtschaftsabteilung des Patentamts die erfor­
derlichen Abschriften mit einzureichen.

§ 36
(1) Widerspricht der Patentinhaber rechtzeitig oder 

wird im Falle des § 35 Abs. 2 nicht sofort nach dem 
Anträge entschieden, so trifft das Patentamt die zur 
Aufklärung der Sache erforderlichen Verfügungen. Den 
Widerspruch des Patentinhabers teilt es dem Antrag­
steller mit. Es kann die Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen anordnen. Für die Beweisaufnahme 
gelten die Vorschriften der Zivilprozeßordnung entspre­
chend. Die Beweisverhandlungen sind unter Zuziehung 
eines beeidigten Protokollführers aufzunehmen.

(2) Die Entscheidung ergeht nach Ladung und Anhö­
rung der Beteiligten.

(3) Wird der Antrag auf Nichtigerklärung zurückgenom­
men oder nicht weiter verfolgt, so kann das Verfahren 
von Amts wegen weitergeführt werden.

(4) Die durch das Nichtigkeitsverfahren vorgenommene 
Änderung des Patents wird im Patentregister und gege­
benenfalls auch in der Patenturkunde vermerkt und der 
Wirtschaftsabteilung zur Kenntnis gebracht.
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